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Gerade einmal zweieinhalb Jahre lie-
gen zwischen der Wahl Recep Tayyip 
Erdoğans zum Staatspräsidenten und 
dem Umbau der Türkei zu einem auto-
kratischen Präsidialstaat. Mit dem Ple-
biszit vom 16. April 2017 verabschiedet 
sich das Land von den Prinzipien jener 
parlamentarischen Republik, die einst 
ihr Staatsgründer Mustafa Kemal, ge-
nannt Atatürk, in der Verfassung ver-
ankert hatte. Um diese historische Zä-
sur herbeizuführen, zog die Staatsfüh-
rung alle Register: Sie betrieb die Spal-
tung der Gesellschaft, schüchterte die 
kurdische Bevölkerung mittels eines 
Krieges ein und schwächte die Oppo-
sition durch Repression entscheidend. 

Doch selbst unter diesen Umstän-
den konnten Erdoğan und die regie-
rende konservativ-islamische AKP nur 
eine sehr knappe Mehrheit der türki-
schen Wählerinnen und Wähler für die 
Unterstützung des Präsidialsystems 
mobilisieren. Nach offiziellen Anga-
ben stimmten lediglich rund 51 Prozent 
der Bürgerinnen und Bürger für die 
Verfassungsänderung. Die Opposition 
bezweifelt selbst diese Zahl, auch weil 
die Wahlbehörde ungültige Stimmzet-
tel zuließ. Die kemalistische CHP und 
die linke, pro-kurdische HDP erklär-
ten daher umgehend, das Ergebnis vor 
Gericht anzufechten. Allerdings ste-
hen ihre Chancen schlecht. Erdoğan 
hat alle Kritik am Referendum katego-
risch zurückgewiesen, und die Rich-
ter in der Türkei wissen nur zu genau 
um die Konsequenz unerwünschter  
Entscheidungen. 

Denn der autoritäre Schwenk kam 
nicht über Nacht, im Gegenteil: Dem 
Volksentscheid ging in den vergange-
nen vier Jahren eine stetige Zunahme  
von Repressionen voraus. 

Dabei wurde der autokratische Um-
bau des Landes durch einen Moment 
der Schwäche Erdoğans ausgelöst: Der 
Ausbruch der Gezi-Proteste im Som-
mer 2013 führte der AKP vor Augen, 
dass es widerständige Akteure in der 
Gesellschaft gab, die sie nicht kontrol-
lieren konnte und die ihren Machtan-
spruch grundsätzlich in Frage stellten. 
Während die parlamentarische Oppo-
sition seinerzeit weitgehend wirkungs-
los blieb, entwickelten die außerpar-
lamentarischen Bewegungen eine 
unkalkulierbare Dynamik. Die Regie-
rung unter dem damaligen Premiermi-
nister Erdoğan scheiterte mit all ihren 
Versuchen, die Bewegungen ausein-
ander zu dividieren oder wenigstens 
zu kanalisieren. Am Ende konnten die 
Proteste nur mit massiver staatlicher 
Gewalt niedergeschlagen werden. 

Das Anziehen der  
Daumenschrauben

Daraus aber zog die AKP einen folgen-
schweren Schluss: Zum Machterhalt 
setzte sie fortan verstärkt auf Repres-
sion. Erdoğans Regierung rüstete den 
Sicherheitsapparat auf und erweiterte 
dessen rechtliche Spielräume. So er-
hielt die Polizei mehr Befugnisse im 
Vorgehen gegen Protestierende, und 
eine Neufassung der Telekommuni-
kationsgesetze erlaubte die verstärkte 
Zensur der sozialen Netzwerke sowie 
die Verfolgung ihrer Nutzer.  

Als Erdoğan im August 2014 zum 
Präsidenten gewählt wurde, stellte die 
Staatsführung sogar das parlamenta-
rische System in Frage: Die Türkei be-
finde sich in einer schwierigen histori-
schen Phase und sei von inneren wie 
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äußeren Feinden bedroht. Eine sol-
che Zeit verlange nach einer starken 
und einheitlichen politischen Füh-
rung, die im Rahmen des mangelhaf-
ten parlamentarischen Systems nicht 
zu verwirklichen sei. Dagegen setzte 
die AKP-Spitze ein Präsidialsystem, in 
dem sich die politische Macht auf ein 
Amt konzentriert. 

Doch weder im Parlament noch in 
der Bevölkerung gab es dafür ausrei-
chend Unterstützung. Alle Opposi-
tionsparteien waren gegen das Präsi-
dialsystem, und die AKP verfügte al-
leine nicht über die für eine Verfas-
sungsänderung notwendige Zweidrit-
telmehrheit. Die Parlamentswahl im 
Juni 2015 verschlechterte die Aussich-
ten Erdoğans zusätzlich. Unter dem 
Motto „Wir werden dich nicht zum Prä-
sidenten machen“ gelang der HDP der 
Sprung über die Zehnprozenthürde, 
wodurch die AKP zum ersten Mal seit 
2002 die absolute Mehrheit verlor. 

Der parlamentarische Weg zum Prä-
sidialsystem war der AKP somit vorerst 
versperrt – es sei denn, die allgemei-
ne politische Lage in der Türkei würde 
sich radikal ändern. 

Diese radikale Änderung brachte 
der Krieg gegen die kurdische PKK, 
der im Juli 2015 erneut aufflammte. 
Die AKP nutzte die Gelegenheit: Sie 
marginalisierte die HDP und damit die 
zivile Stimme der kurdischen Bevölke-
rung, setzte Neuwahlen an und errang 
im November 2015 wieder die Mehr-
heit im Parlament. Zudem führte der 
Krieg zu einer Annäherung zwischen 
der AKP und der ultranationalistischen 
Oppositionspartei MHP, die zuvor den 
vermeintlich moderaten Regierungs-
kurs gegenüber den Kurden kritisiert 
und eine militärische Lösung gefor-
dert hatte. Die Annäherung zwischen 
der AKP und den Ultranationalisten 
bescherte der Regierung im Winter 
2016 die Zusicherung der MHP-Füh-
rung, sie bei der Einführung des Präsi-
dialsystems zu unterstützen. Die Stim-
men der MHP reichten zwar nicht für 
eine verfassungsändernde Zweidrittel-

mehrheit, wohl aber für die Einberu-
fung einer Volksabstimmung.

Im Wahlkampf zum Referendum 
fuhren der Präsident und die AKP-Re-
gierung dann alle Mittel auf. Der nie-
dergeschlagene Putsch im Juli 2016, 
den Erdoğan umgehend – und entwaff-
nend ehrlich – als „Gottesgeschenk“ 
bezeichnete, bot ihnen dafür viele 
Möglichkeiten. Seither gilt in der Tür-
kei der Ausnahmezustand, der einen 
willkommenen Vorwand bot, die Kam-
pagnen der verschiedenen Gegner des 
Präsidialsystems mit aller Härte zu be-
kämpfen. Hunderte Aktivisten und 
Oppositionspolitiker wurden im Vor-
feld des Referendums festgenommen, 
darunter die Vorsitzenden der HDP. 
Zahlreiche Journalisten sind seit dem 
Putschversuch inhaftiert oder muss-
ten ins Exil gehen. Gleichzeitig nutzte 
die AKP ohne Scheu den Staatsapparat 
und die regierungsnahen Medien zur 
Werbung für das Präsidialsystem. 

Auch der Konflikt mit verschiede-
nen europäischen Regierungen um die 
Wahlkampfauftritte türkischer Minis-
ter spielte Erdoğan erkennbar in die 
Hände. Unter den Türken in den Nie-
derlanden und Deutschland fiel die Zu-
stimmung zur Verfassungsänderung 
deutlich größer aus als im Land selbst, 
wenn auch bei schwacher Beteiligung.

Die Niederlage vor der Schlacht

Der Sieg des Ja-Lagers kam aber nicht 
nur durch den unfairen Wahlkampf 
und mögliche Wahlfälschungen zu-
stande. Eine wichtige Rolle spielten 
auch zwei weitere, weniger beachte-
te Faktoren. Zum einen erwarteten 
die Gegner des Präsidialsystems ein-
hellig, dass Erdoğan und die AKP ein 
Nein keineswegs einfach akzeptieren 
würden. Vielmehr rechnete die Oppo-
sition damit, dass die Regierung in die-
sem Fall verstärkt auf eine innenpoli-
tische Eskalation gesetzt hätte, etwa 
durch ein Verbot der HDP und baldige 
Neuwahlen. In einem Parlament oh-
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ne HDP, so die Befürchtung, wäre die 
AKP möglicherweise stark genug für 
eine Verfassungsänderung und hätte 
das Präsidialsystem trotz des verlore-
nen Plebiszits etablieren können. Zum 
anderen waren manche Oppositionel-
le davon überzeugt, dass die Referen-
dumsergebnisse ohnehin manipuliert 
und gefälscht werden würden. Der 
Sieg des Ja-Lagers stand aus ihrer Sicht 
bereits fest – unabhängig vom tatsäch-
lichen Abstimmungsergebnis. 

Da viele Oppositionelle also glaub-
ten, die Regierung werde ihr Vorha-
ben so oder so durchsetzen, blieb man-
cher gleich den Urnen fern. In gewisser 
Weise gab ein Teil der Bevölkerung die 
Abstimmung somit schon vor dem 16. 
April verloren. 

Die Folgen aber sind fatal: Für die 
Türkei bedeutet der Sieg des Ja-La-
gers in erster Linie, dass die Regierung 
in ihrem autokratischen und gewalt-
tätigen Kurs bestätigt wurde. Das Re-
ferendum legitimiert de facto die seit 
Jahren anhaltende Repression gegen 
die Opposition. Es stützt den Krieg in 
den kurdischen Gebieten, der tausen-
de Todesopfer gefordert hat sowie die 
Militärinterventionen in Syrien und im 
Irak. Schließlich verschafft es Erdoğan 
Rückendeckung für seine konfrontati-
ve Linie gegenüber Europa und wird 
damit auch zur weiteren Spaltung der 
deutschtürkischen Community bei- 
tragen. 

Zudem sorgt die neue Verfassung 
für einen beispiellosen Machtzuwachs 
des Präsidenten. Künftig übernimmt er 
vom Premierminister, dessen Amt ab-
geschafft wird, die Regierungsführung 
und kann auf dieser Basis Dekrete er-
lassen. Er ernennt seine Vizepräsiden-
ten sowie Minister und hohe Beamte, 
ohne dabei die Zustimmung durch das 
Parlament suchen zu müssen. Auch die 
Gouverneure der Provinzen werden 
fortan direkt von der Zentralregierung 
bestimmt. 

Das Parlament hingegen erfährt 
eine empfindliche Schwächung. Sollte 
es beispielsweise dem Haushalt nicht 

zustimmen, kann der Präsident einfach 
das letzte Budget an Inflation und ge-
stiegene Ausgaben anpassen und vor-
übergehend einsetzen. Damit verliert 
das Parlament faktisch ein entschei-
dendes Machtmittel gegenüber der Ex-
ekutive: die Budgethoheit. Selbst eine 
Dauerregentschaft scheint möglich: 
Offiziell darf der Präsident zwar nur 
zwei Amtszeiten zu je fünf Jahren ab-
solvieren. Sollte das Parlament aber in 
seiner zweiten Legislaturperiode Neu-
wahlen beschließen, darf er wieder an-
treten. 

Kritiker fürchten, dieser Schritt las-
se sich quasi unendlich wiederholen. 
Das türkische Präsidialsystem orien-
tiert sich damit mehr an den Standards 
in Ägypten oder Aserbaidschan als an 
den klassischen Präsidialdemokratien 
etwa Frankreichs oder der USA. 

Welche Möglichkeiten bleiben bei 
alledem jetzt noch der türkischen Op-
position? 

Sie kann entweder ihrerseits zu 
nichtdemokratischen Mitteln grei-
fen und Erdoğan mit einem Putsch aus 
dem Amt drängen. Dies wäre nicht das 
erste Mal in der jüngeren türkischen 
Geschichte. Oder die Opposition ver-
sucht weiterhin, mit demokratischen 
und zivilen Methoden den Gang in die 
offene Diktatur zumindest abzubrem-
sen. Dabei riskiert sie aber, zum de-
mokratischen Feigenblatt für ein zu-
nehmend autokratisches System zu  
werden.

Dennoch ist der demokratische und 
zivile Ansatz – gerade aus einer linken 
und emanzipatorischen Perspektive 
– zweifellos der richtige. Viele setzen 
ihre Hoffnungen bereits jetzt auf die 
nächsten Parlaments- und Präsident-
schaftswahlen im Jahr 2019; erst da-
nach tritt die neue Verfassung in Kraft.
Man sollte sich jedoch nichts vorma-
chen: Angesichts der schon jetzt im-
mensen Machtfülle des Präsidenten 
und den beschränkten Möglichkeiten 
der Opposition sind die Aussichten auf 
einen Erfolg gegen Erdoğan einstwei-
len eher gering.
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